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13. Wahlperiode 

K 19. 12. 96 


Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
über die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur 
und des Küstenschutzes“ 


A. Zielsetzung 

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf wird das Ziel verfolgt, inve- 
stive Maßnahmen land- und forstwirtschaftlicher Betriebe zur 
Umnutzung ihrer Bausubstanz als eigenständigen Fördertatbe- 
stand unter § 1 Abs. 1 Nr. 3 des Gesetzes über die Gemeinschafts- 
aufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschut- 
zes“ aufzunehmen. 

Außerdem soll in § 11 Abs. 4 des Gesetzes über die Gemein- 
schaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des Küsten- 
schutzes“ hinsichtlich des bei Rückzahlungen anzuwendenden 
Zinssatzes eine Anpassung an die geänderte Rechtslage vorge- 
nommen werden. 


B. Lösung 

Der Förderungskatalog des Gesetzes wird in § 1 um die oben be- 
schriebene Maßnahme ergänzt. § 11 Abs. 4 des Gesetzes wird 
hinsichtlich des bei Rückzahlungen anzuwendenden Zinssatzes 
an die geänderte Rechtslage angepaßt. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten der öffentlichen Haushalte 

1. Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 
Keine 

2. Vollzugsaufwand 
Keiner 
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E. Sonstige Kosten 

Keine 

Aus der Gesetzesänderung ergeben sich keine Mehrkosten. 

Die Höhe der Ausgaben für die Gemeinschaftsaufgabe „Verbes- 
serung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes“ richtet sich 
wie bisher nach den in den Bundeshaushaltsplänen zur Verfü- 
gung gestellten finanziellen Mitteln. 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 19. Dezember 1996 

031 (322) - 700 04 - Ge 59/96 


An die 

Präsidentin des 
Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf eines 
Dritten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über die Gemeinschaftsaufgabe „Ver- 
besserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes" mit Begründung (Anlage 1) 
und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten. 

Der Bundesrat hat in seiner 704. Sitzung am 8. November 1996 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zum dem Gesetzentwurf, wie aus Anlage 2 
ersichtlich, Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist in 
der als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 


Dr. Helmut Kohl 
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Anlage 1 


Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
über die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur 
und des Küstenschutzes“ 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Gesetz über die Gemeinschaftsaufgabe „Ver- 
besserung der Agrarstruktur und des Küstenschut- 
zes" in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. Juli 
1988 (BGBL I S. 1055), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 11. November 1993 (BGBL I S. 1665), wird wie 
folgt geändert: 

1. Der Überschrift werden die Kurzbezeichnung 
„GAK-Gesetz" und die Abkürzung „GAKG" an- 
gefügt. 

2. § 1 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Nummer 2 wird folgende neue Nummer 3 
eingefügt: 


„3. Maßnahmen land- und forstwirtschaftlicher 
Betriebe zur Umnutzung ihrer Bausub- 
stanz; " 

b) Die bisherigen Nummern 3 bis 5 werden die 
Nummern 4 bis 6. 

3. § 11 Abs. 4 wird wie folgt geändert: 

a) Die Worte „2 v. H. über dem für Kassenkredite 
des Bundes geltenden Zinssatz" werden durch 
die Worte „drei vom Hundert über dem jeweili- 
gen Diskontsatz" ersetzt. 

b) Folgender Satz 2 wird angefügt: 

„Der am Ersten des Monats geltende Diskont- 
satz ist für jeden Zinstag dieses Monats zu- 
grunde zu legen. " 


Artikel 2 

Dieses Gesetz tritt am ... in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeines 

Artikel 91a des Grundgesetzes stellt die Verbesse- 
rung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes in 
die gemeinsame Verantwortung des Bundes und der 
Länder, soweit diese Aufgabe für die Gesamtheit be- 
deutsam und die Mitwirkung des Bundes zur Verbes- 
serung der Lebensverhältnisse in Deutschland erfor- 
derlich ist. 

Die Gemeinschaftsaufgabe zur Verbesserung der 
Agrarstruktur und des Küstenschutzes dient ins- 
besondere der Schaffung einer leistungs- und wett- 
bewerbsfähigen, marktorientierten und umwelt- 
verträglichen Land- und Forstwirtschaft. Mit den 
Maßnahmen der Gemeinschaftsaufgabe werden die 
erforderlichen strukturellen, ökonomischen und öko- 
logischen Anpassungen der landwirtschaftlichen 
Betriebe gefördert. Damit wird auch ein wesentlicher 
Beitrag zur Gestaltung ländücher Räume und ihrer 
Dörfer geleistet. 

Aufgrund der allgemeinen agrarpolitischen Rahmen- 
bedingungen und des fortschreitenden Strukturwan- 
dels in der Landwirtschaft sind immer mehr landwirt- 
schaftliche Betriebe darauf angewiesen, neben der 
Landbewirtschaftung zusätzliche Einkommensquel- 
len innerhalb und außerhalb der Landwirtschaft zu 
erschließen. Voraussetzung dafür ist vielfach, daß 
das volks- und betriebswirtschaftlich bedeutsame 
Vermögen in Form landwirtschaftlicher Bausubstanz 
durch Umnutzung einer sinnvollen und einkom- 
menswirksamen Verwendung zugeführt wird. 

Maßnahmen land- und forstwirtschaftlicher Betriebe 
zur Umnutzung ihrer Bausubstanz 

- schaffen und sichern land- und forstwirtschaft- 
lichen Betrieben zusätzliche Einkommen auch 
außerhalb der land- und forstwirtschaftlichen 
Produktion, 

- unterstützen hierdurch die Wirtschaftskraft land- 
und forstwirtschaftlicher Betriebe und erleichtern 
damit den Strukturwandel in der Landwirtschaft 
und 

- tragen daneben zur Verbesserung der ökonomi- 
schen, ökologischen, sozialen und kulturellen 
Grundlagen ländücher Räume bei. 

Die vorgesehenen Maßnahmen land- und forstwirt- 
schaftlicher Betriebe zur Umnutzung ihrer Bausub- 
stanz sollen durch Änderung des Gesetzes über die 
Gemeinschaftsaufgabe als eigenständige Maßnahme 
zur Verbesserung der Agrarstruktur in den Katalog 
des § 1 Abs. 1 dieses Gesetzes aufgenommen wer- 
den. 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch das Ge- 
setz nicht unmittelbar mit Kosten belastet. Neue 
Maßnahmen aufgrund des Gesetzes werden erst 
durch vom Planungsausschuß für Agrarstruktur und 


Küstenschutz zu beschüeßende Förderungsgrund- 
sätze wirksam. Dementsprechend sind durch die Ge- 
setzesänderung auch keine Auswirkungen auf Ein- 
zelpreise und das Preisniveau, insbesondere das Ver- 
braucherpreisniveau zu erwarten. Es entstehen auch 
keine Kosten bei den Wirtschaftsuntemehmen, ins- 
besondere mittelständischen Unternehmen. 

Die auf den Bund entfallenden Ausgaben werden 
aus den im Bundeshaushalt und im Finanzplan des 
Bundes für die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesse- 
rung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes" vor-' 
gesehenen Ausgaben gedeckt. 

Von der Gesetzesänderung sind auch positive Aus- 
wirkungen auf die Umwelt zu erwarten. 

B. Besonderer Teil 
Zu Artikel 1 Nr. 1 

Das Gesetz hat bisher keine Kurzbezeichnung und 
keine Abkürzung. 

Es werden daher im Interesse einer besseren prakti- 
schen Anwendbarkeit eine Kurzbezeichnung und 
eine Abkürzung eingeführt. 

Zu Artikel 1 Nr. 2 

Vor dem Hintergrund des Strukturwandels in der 
Landwirtschaft ist es notwendig, investive Maßnah- 
men land- und forstwirtschaftlicher Betriebe zur Um- 
nutzung ihrer Bausubstanz zu fördern, die zusätzü- 
che Einkommen erschüeßen und sichern. Die Förde- 
rung soll sich auf land- und forstwirtschaftlich ge- 
nutzte sowie ehemals land- und forstwirtschaftüch 
genutzte Bausubstanz erstrecken. 

Die Umnutzung unterstützt den Strukturwandel in 
der Landwirtschaft und verbessert damit deren öko- 
nomische Situation; sie erhöht daneben die Attrakti- 
vität des Dorfes und vermindert den Umfang der Flä- 
cheninanspruchnahme für neues Bauland. Dabei soll 
es sich nicht nur um neue Nutzungen im Sinne be- 
trieb sbezogener Dienstleistungen, im Bereich der 
Freizeit und Erholung oder bei Direktvermarktung 
zur Einkommenskombination handeln. Da es nicht 
darauf ankommt, aus welchen Quellen zusätzüches 
Einkommen erwirtschaftet wird, sollen auch Investi- 
tionen für die Erzielung nicht-betriebsbezogener Zu- 
satzeinkommen, z. B. aus Vermietung und Verpach- 
tung sowie durch die Schaffung auch gewerbücher 
Arbeitsplätze, gefördert werden. 

Insofern genügt es den Anforderungen nicht mehr, 
wenn wie bisher Umnutzungen nur auf Vorhaben be- 
schränkt werden können, die der Verbesserung der 
Produktions- und Arbeitsbedingungen in der Land- 
und Forstwirtschaft dienen. Eine Umnutzung, die auf 
die Erzielung nicht-betriebsbezogener Zusatzein- 
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kommen gerichtet ist, wäre keine Maßnahme zur 
Verbesserung der Produktions- und Arbeitsbedin- 
gungen in der Land- und Forstwirtschaft nach § 1 
Abs. 1 Nr. 1 GAKG, und insofern wäre eine Förde- 
rung im Rahmen der derzeit gültigen Gemeinschafts- 
aufgabe rechtlich nicht umfaßt. Deshalb müssen 
Maßnahmen land- und forstwirtschaftlicher Betriebe 
zur Umnutzung ihrer Bausubstanz als eigenständige 
Maßnahmen zur Verbesserung der Agrarstruktur in 
§ 1 Abs. 1 Nr. 3 GAKG aufgenommen werden. 


Zu Artikel 1 Nr. 3 

Kassenkredite bei der Deutschen Bundesbank stehen 
dem Bund seit dem 1. Januar 1994 nicht mehr zur 
Verfügung. Gegenüber dem zwischenzeitlich ange- 
wendeten Zinssatz für Kredite des Bundes zur Dek- 
kung von Ausgaben bringt die Anwendung des Dis- 
kontsatzes 


- eine Angleichung an Verzinsungsregelungen in 
anderen Rechtsbereichen (insbesondere an die 
Zinsvorschriften der Vorl. VV-BHO zu § 34 BHO, 
an § 14 MOG sowie an § 49a Abs. 3 VwVfG), 

- eine weitere Verwaltungsvereinfachung durch 
Anwendung eines Zinssatzes, der auch in den für 
die Durchführung des Gesetzes über die Gemein- 
schaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur 
und des Küstenschutzes" zuständigen Behörden 
der Länder bekannt ist. Der zwischenzeitlich an- 
gewandte Zinssatz wird mehrmals jährlich durch 
Rundschreiben des Bundesministeriums für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten an die Län- 
der bekanntgegeben. 


Zu Artikel 2 

Artikel 2 regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Zum Gesetzentwurf insgesamt 

Der Bundesrat bittet darauf hinzuwirken, daß das 
Gesetzgebungsverfahren für das Dritte Gesetz zur 
Änderung des Gesetzes über die Gemeinschafts- 
aufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des 
Küstenschutzes" nur entsprechend dem Fortschritt 
des Gesetzgebungsverfahrens für das Gesetz zur 
Änderung des Baugesetzbuchs und zur Neu- 
regelung des Rechts der Raumordnung (Bau- und 
Raumordnungsgesetz 1998 - BauROG) und unter 
Berücksichtigung der demnach vorgesehenen Zu- 
lässigkeitsregelungen für die Umnutzung der Bau- 
substanz land- und forstwirtschaftlicher Betriebe 
weiterbetrieben wird. 

Begründung 

Der vorliegende Gesetzentwurf sieht eine Ergän- 
zung des § 1 des Gesetzes über die Gemein- 
schaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur 
und des Küstenschutzes " um einen neuen Förder- 
tatbestand für Maßnahmen land- und forstwirt- 
schaftlicher Betriebe zur Umnutzung ihrer Bau- 
substanz vor. Damit sollen nach der Begründung 
des Gesetzentwurfs gegenüber der geltenden 
Rechtslage auch solche Umnutzungen in die För- 
derung einbezogen werden, die auf die Erzielung 
nicht betriebsbezogener Zusatzeinkommen, z. B. 
aus Vermietung und Verpachung sowie durch die 
Schaffung gewerblicher Arbeitsplätze gerichtet 
sind. 

Das mittlerweüe ebenfalls eingeleitete Gesetzge- 
bungsverfahren für ein Gesetz zur Änderung des 
Baugesetzbuchs und zur Neuregelung des Rechts 
der Raumordnung (Bau- und Raumordnungsge- 
setz 1998 - BauROG) sieht in Artikel 1 Nr. 28 
Buchstabe d eine Änderung der Zulassungstatbe- 
stände des § 35 Abs. 4 Baugesetzbuch (BauGB) für 
Umnutzungen der Bausubstanz land- und forst- 


wirtschaftlicher Betriebe vor; diese Änderungen 
sollen zum 1. Januar 1998 in Kraft treten. Welche 
Fassung § 35 Abs. 4 BauGB letztlich erhalten wird, 
ist derzeit noch nicht absehbar. 

Das bedeutet, daß der vorüegende Gesetzentwurf 
eine finanzielle Förderung für bestimmte Maßnah- 
men vorsieht, obwohl noch offen ist, in welchem 
Umfang und unter welchen Voraussetzungen der- 
artige Maßnahmen nach dem 1. Januar 1998 zu- 
lässig sein werden. 

Aus diesem Grund kann dieses Gesetzgebungs- 
verfahren gegenüber dem G es etzgebungsverf äh- 
ren für das BauROG nicht zeitlich vorgezogen be- 
trieben werden. Eine Abstimmung beider Verfah- 
ren ermöglicht es, gegebenenfalls auch materielle 
Abstimmungen vorzunehmen. 


2. Zu Artikel 1 Nr. 2a- neu - 

In Artikel 1 ist nach Nummer 2 folgende neue 
Nummer 2 a einzufügen: 

,2 a. § 11 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Beträge, die vom Zuwendungsemp- 
fänger wegen Nichterfüllung der Bedingun- 
gen zurückgezahlt werden, leitet das Land 
in Höhe des Bundesanteils an den Bund wei- 
ter. " J 

Begründung 

Der Bundesrat bleibt bei seiner Rechtsauffassung, 
daß Zinsen im Zusammenhang mit der Rückforde- 
rung von Zuwendungen dem Bund anteilig nicht 
zustehen. 

Mit der vorgeschlagenen Änderung wird der 
Rechtszustand wieder hergestellt, der bis zur Än- 
derung des Gesetzes im Jahr 1988 bestanden hat. 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 


1. Die Bundesregierung stimmt mit der Stellungnah- 
me des Bundesrates insoweit überein, als Maßnah- 
men land- und forstwirtschaftlicher Betriebe zur 
Umnutzung ihrer Bausubstanz nur im Rahmen der 
baurechtlichen Zulässigkeitsregelungen durchge- 
führt werden können. Dafür ist jedoch eine Ver- 
klammerung des Gesetzgebungsverfahrens für 
das Dritte Gesetz zur Änderung des Gesetzes über 
die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
Agrarstruktur und des Küstenschutzes" mit dem 
Gesetz zur Änderung des Baugesetzbuchs und zur 
Neuregelung des Rechts der Raumordnung (Bau- 
und Raumordnungsgesetz 1998 - BauROG) nicht 
erforderlich. Soweit es sich um die Umnutzung 
land- und forstwirtschaftlicher Bausubstanz im Re- 
gelungsbereich des § 30 BauGB (Zulässigkeit von 
Vorhaben im Geltungsbereich eines Bebauungs- 
plans) oder des § 34 BauGB (Zulässigkeit von Vor- 
haben innerhalb der im Zusammenhang bebauten 
Ortsteile) handelt, in denen sich eine Vielzahl von 
Fällen bewegt, wird die baurechtliche Zulässigkeit 
der Vorhaben von der Änderung des Baugesetz- 
buchs und der Neuregelung des Rechts der Raum- 
ordnung (Bau- und Raumordnungsgesetz 1998 - 
BauROG) nicht berührt. Das gleiche gilt auch für 
den Regelungsbereich des § 35 BauGB (Bauen im 


Außenbereich), wenngleich dieser Regelungsbe- 
reich durch die Änderung des Baugesetzbuchs 
und die Neuregelung des Rechts der Raumord- 
nung (BauROG 1998) eine bedeutsame Ergän- 
zung erfährt. Dies allein rechtfertigt jedoch nicht 
eine zeitliche Verknüpfung beider Gesetzesvorha- 
ben. 

Deshalb lehnt es die Bundesregierung ab, daß das 
Gesetzgebungsverfahren für das Dritte Gesetz zur 
Änderung des Gesetzes über die Gemeinschafts- 
aufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des 
Küstenschutzes" nur entsprechend dem Fortschritt 
des Gesetzgebungsverfahrens für das Gesetz zur 
Änderung des Baugesetzbuchs und zur Neurege- 
lung des Rechts der Raumordnung (Bau- und Rau- 
mordnungsgesetz 1998) betrieben wird. 

2. Die Bundesregierung vertritt die Auffassung, daß 
bereits materiell-rechtlich eine Verpflichtung zur 
Abführung der anteiligen Zinsen an den Bund be- 
steht, weil Nebenforderungen grundsätzlich das 
Schicksal der Hauptforderung teüen. Die Bundes- 
regierung hält daher die Beibehaltung der bisheri- 
gen Regelung als Klarstellung für erforderlich und 
lehnt den Vorschlag des Bundesrates ab. 
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